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Deutscher Bundestag 
9. Wahlperiode 

Beschlußempfehlung und Bericht 
des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Vierzehnten Gesetzes zur Änderung des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes 
-  Drucksache 9/1493 -  

A. Problem 

Die Lebensversicherungs- und die Mitversicherungsrichtlinie 
des Rates der Europäischen Gemeinschaften sind in das deut-
sche Recht umzusetzen. Aus Anlaß dieser Änderung des natio-
nalen Versicherungsaufsichtsgesetzes soll im übrigen das dem 
Bund zustehende Versicherungsaufsichtsrecht über das pri-
vate Versicherungswesen zusammengefaßt und in einigen Be-
reichen fortentwickelt werden. 

B. Lösung 

Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes durch Einarbei-
ten des gemeinschaftsrechtlichen Aufsichtsrechts und durch 
Einfügen von Regelungen über die Funktionsausgliederungen 
(§ 5 Abs. 3 Nr. 4), zur Mißbrauchsbekämpfung bei verbundenen 
Unternehmen im Fall überhöhter Verrechnungspreise (§ 53 d) 
und zur Bemessung der Rückgewährquote zugunsten der Le-
bensversicherungsnehmer (§ 81 c); Aufhebung der Verordnung 
zur Durchführung der Verordnung zur Vereinheitlichung der 
Versicherungsaufsicht vom 22. Juni 1943. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

wurden nicht erörtert. 

D. Kosten 

keine 



Drucksache  9/2222 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 

Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen,  

den Gesetzentwurf — Drucksache 9/1493 — in der aus der anliegenden Zusam-
menstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 1. Dezember 1982 

Der Finanzausschuß 

Rentrop 

Vorsitzender 

Rapp (Göppingen) 

Berichterstatter 

Dr. von Wartenberg 
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Zusammenstellung 
des Entwu rfs eines Vierzehnten Gesetzes zur Änderung 
des Versicherungsaufsichtsgesetzes 
— Drucksache 9/1493 — 
mit den Beschlüssen des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Vierzehnten Gesetzes zur Änderung 
des Versicherungsaufsichtsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 

Das Gesetz über die Beaufsichtigung der privaten 
Versicherungsunternehmungen in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 7631-1, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch das Erste Durchführungsgesetz/EWG zum 
VAG vom 18. Dezember 1975 (BGBl. I S. 3139), wird 
wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift erhält folgende Fassung: „Ge-
setz über die Beaufsichtigung der Versiche-
rungsunternehmen (Versicherungsaufsichtsge-
setz-VAG)". 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Aufsicht nach diesem Gesetz un-
terliegen Unternehmen, die den Betrieb von 
Versicherungsgeschäften zum Gegenstand 
haben und nicht Träger der Sozialversiche-
rung sind (Versicherungsunternehmen). 

b) In Absatz 2 wird der Punkt nach Satz 1 durch 
ein Semikolon ersetzt; folgender Satz 2 wird 
angefügt: „Für öffentlich-rechtliche Versi-
cherungsunternehmen des öffentlichen 
Dienstes oder der Kirchen, die ausschließ-
lich die Alters-, Invaliditäts- oder Hinterblie-
benenversorgung zum Gegenstand haben, 
gelten nur § 13 Abs. 1, §§ 14, 54 Abs. 2 Satz 1 
Buchstabe a und Satz 2, § 55 Abs. 1, Abs. 2 
Satz 2, Abs. 2 a bis 2 c, §§ 81, 81 a, 82 bis 84, 86, 
88 und 89; für die nach Landesrecht errichte-
ten und der Landesaufsicht unterliegenden 
Versicherungsunternehmen dieser Art kann 
das Landesrecht Abweichendes bestim-
men." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Entwurf eines Vierzehnten Gesetzes zur Änderung 
des Versicherungsaufsichtsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 

Das Gesetz über die Beaufsichtigung der privaten 
Versicherungsunternehmungen in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 7631-1, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 25. Oktober 1982 
(BGBl. I S. 1425), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 
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Entwurf 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Nummer 1 wird eingefügt: 

„1 a. die auf Grund der Handwerksord-
nung von Innungen errichteten Un-
terstützungskassen;" 

bb) In Nummer 3 werden nach den Worten 
„ein oder mehrere kommunale Mitglie-
der" die Worte „oder — in den Fällen des 
Buchstabens b — sonstige Gebietskör-
perschaften" eingefügt. 

cc) Nach Nummer 3 wird angefügt: 

„4. Körperschaften und Anstalten des 
öffentlichen Rechts, bei denen Ver-
sicherungsverhältnisse unmittelbar. 
kraft Gesetzes entstehen oder in-
folge eines gesetzlichen Zwanges 
genommen werden müssen oder die 
ein auf Gesetz beruhendes Monopol 
besitzen. 

5. Unternehmen mit örtlich eng be-
grenztem Wirkungsbereich, die für 
den Fall eines ungewissen Ereignis-
ses gegen Pauschalentgelt Leistun-
gen übernehmen, sofern diese nicht 
in einer Geldleistung, einer Kosten-
übernahme oder einer Haftungs-
freistellung gegenüber Dritten be-
stehen." 

3. Nach § 2 wird eingefügt:  

„§ 3 

Soweit in diesem Gesetz Vorschriften für den 
Vorstand oder den Aufsichtsrat getroffen sind 
und öffentlich-rechtliche Versicherungsunter-
nehmen Organe mit dieser Bezeichnung nicht 
besitzen, tritt an die Stelle des Vorstands das 
entsprechende Geschäftsführungsorgan und an 
die Stelle des Aufsichtsrats das entsprechende 
Überwachungsorgan." 

4. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 wird nach Nummer 2 der Punkt 
durch ein Komma ersetzt; folgende Num-
mern werden angefügt: 

„3. Unternehmensverträge der in den §§ 291 
und 292 des Aktiengesetzes bezeichneten 
Art, 

4. Verträge, durch die der Vertrieb, die Be-
standsverwaltung, die Leistungsbearbei-
tung, das Rechnungswesen, die Vermö-
gensanlage oder die Vermögensverwal-
tung eines Versicherungsunternehmens 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes ganz 
oder zu einem wesentlichen Teil einem 
anderen Unternehmen auf Dauer über-
tragen werden soll (Funktionsausgliede-
rung)." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

3. unverändert 

4 unverändert 
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Beschlüsse des 7. Ausschusses 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 

9. unverändert 

Entwurf 

b) Absatz 7 wird aufgehoben. 

5. § 6 Abs. 4 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Satz 1 gilt nicht für die Kredit- und Kautions-
versicherung." 

6. § 7 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Erlaubnis darf nur Aktiengesellschaf-
ten, Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit 
sowie Körperschaften und Anstalten des öffent-
lichen Rechts erteilt werden." 

7. In § 8 wird nach Absatz 1 eingefügt: 

„(1 a) Die Erlaubnis zum Betrieb der Lebens-
versicherung (Anlage Teil A Nr. 18 bis 20) und 
die Erlaubnis zum Betrieb anderer Versiche-
rungssparten schließen einander aus. Inwieweit 
die Erlaubnis zum Betrieb der Kranken-, Kre-
dit- und Kautions- sowie der Rechtsschutzversi-
cherung und die Erlaubnis zum Betrieb ande-
rer Versicherungssparten einander ausschlie-
ßen, bestimmt sich nach Absatz 1 Nr. 2." 

8. In § 10 Abs. 2 werden nach dem Wort „Gegensei-
tigkeit" die Worte „und öffentlich-rechtlichen 
Versicherungsunternehmen" eingefügt. 

9. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 wird eingefügt: 

„(1 a) Absatz 1 gilt nicht für Verträge über 
Funktionsausgliederungen (§ 5 Abs. 3 Nr. 4).. 
Derartige Verträge mit Versicherungsunter-
nehmen, die der Aufsicht nach diesem Ge-
setz unterliegen, werden erst mit ihrer Vor-
lage bei der Aufsichtsbehörde wirksam. Der-
artige Verträge mit anderen Unternehmen 
werden erst drei Monate nach ihrer Vorlage 
bei der Aufsichtsbehörde wirksam, falls 
diese nicht aus Gründen des § 8 Abs. 1 wider-
spricht. Die Aufsichtsbehörde kann in be-
gründeten Fällen die Frist bis auf sechs Mo-
nate verlängern. Die Frist endet bereits vor-
her, sobald die Aufsichtsbehörde die Unbe-
denklichkeit der Verträge feststellt. Wird le-
diglich das Entgelt geändert, so gelten die 
Sätze 2 bis 5 nicht. Änderungen des Entgelts 
in Verträgen mit verbundenen Unterneh-
men (§ 15 des Aktiengesetzes) und diesen 
nach § 53 d Abs. 3 gleichgestellten Unterneh-
men werden erst mit der Vorlage des Ände-
rungsvertrages bei der Aufsichtsbehörde 
wirksam. § 53 d bleibt unberührt."  

b) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Soll der Geschäftsbetrieb auf andere Versi-
cherungssparten oder ein anderes Gebiet im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes ausge-
dehnt werden, so sind hierfür die Nachweise 
gemäß § 5 Abs. 3 bis 5 vorzulegen." 



Drucksache 9/2222 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 

Entwurf 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Soll der Geschäftsbetrieb auf ein Ge-
biet außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes ausgedehnt werden, so ist nachzu-
weisen, daß das Versicherungsunternehmen 
auch nach der beabsichtigten Ausdehnung 
des Geschäftsbetriebs die Vorschriften über 
die Kapitalausstattung im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes erfüllt und im Falle der Er-
richtung einer Niederlassung in einem Ge-
biet außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes eine dort erforderliche Erlaubnis 
zum Geschäftsbetrieb erhalten hat; ferner 
ist anzugeben, welche Versicherungszweige 
und -arten es zu betreiben beabsichtigt." 

10. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 5 erhält folgende Fassung: 

„Die Rechte und Pflichten des übertragen-
den Unternehmens aus den Versicherungs-
verträgen gehen mit der Bestandsübertra-
gung auch im Verhältnis zu den Versiche-
rungsnehmern auf das übernehmende Un-
ternehmen über; § 415 des Bürgerlichen Ge-
setzbuches ist nicht anzuwenden." 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 

11. in § 17 Abs. 2 wird das Wort „notarisch" durch 
das Wort „notariell" ersetzt. 

12. In § 44 Satz 1 werden die Worte „Übereinkom-
men, durch die der Versicherungsbestand des 
Vereins in seiner Gesamtheit oder in einzelnen 
Zweigen" durch die Worte „Verträge, durch die 
der Versicherungsbestand des Vereins ganz 
oder teilweise" ersetzt. 

13. In § 44b Abs. 4 Satz 5 werden die Worte „gericht-
lich oder" gestrichen. 

14. In § 53 Abs. 4 wird das Wort „kleiner" durch das 
Wort „kleinerer" ersetzt. 

15. In § 53a Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „gericht-
lich oder" gestrichen. 

16. § 53c wird wie folgt geändert: 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

10. unverändert 

11. unverändert 

12. unverändert 

13. § 44 b wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 Satz 5 werden die Worte „gericht-
lich oder" gestrichen. 

b) In Absatz 5 Satz 5 werden die Worte „Arti-
kel 5 des Gesetzes vom 4. Juli 1980 (BGBl. I 
S. 836)" durch die Worte „Artikel 5 des Ge-
setzes vom 25. Oktober 1982 (BGBl. I  
S. 1425)" ersetzt. 

14. unverändert 

15. unverändert 

16. unverändert 
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Beschlüsse des 7. Ausschusses Entwurf 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden vor dem Wort „Ei-
genmittel" die Worte „freie un belastete" ein-
gefügt. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Bundesminister der Finanzen 
wird ermächtigt, zur Durchführung von 
Richtlinien des Rates der Europäischen Ge-
meinschaften auf dem Gebiet des Versiche-
rungswesens durch Rechtsverordnung, die 
nicht der Zustimmung des Bundesrates be-
darf, Vorschriften zu erlassen 

1. über die Berechnung und Höhe der Sol-
vabilitätsspanne, 

2. über den für die einzelnen Versiche-
rungssparten maßgebenden Mindestbe-
trag des Garantiefonds, 

3. darüber, wie bei Lebensversicherungsun-
ternehmen nicht in der Bilanz ausgewie-
sene Eigenmittel errechnet werden und 
in welchem Umfang sie auf die Solvabili-
tätsspanne und den Garantiefonds ange-
rechnet werden dürfen. 

Soweit in den in Satz 1 genannten Richtli-
nien Beträge in Europäischen Rechnungs-
einheiten festgesetzt werden, gibt der Bun-
desminister der Finanzen den Gegenwert in 
Deutschen Mark sowie Änderungen dieses 
Gegenwertes im Bundesanzeiger bekannt." 

c) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach dem Wort „Eigenmittel" vor Num-
mer 1 wird eingefügt: „nach Absatz 1". 

bb) In Nummer 1 wird nach Buchstabe b 
eingefügt: 

„c) bei öffentlich-rechtlichen Versiche-
rungsunternehmen die dem Grund-
kapital bei Aktiengesellschaften 
entsprechenden Posten;" 

cc) Nummer 5 wird Nummer 4. 

dd) Nummer 4 wird Nummer 5 und erhält 
folgende Fassung: 

„5. bei Versicherungsvereinen auf Ge-
genseitigkeit und nach dem Ge-
genseitigkeitsgrundsatz arbeiten-
den öffentlich-rechtlichen Versiche-
rungsunternehmen, wenn sie nicht 
die Lebensversicherung betreiben, 
die Hälfte der nach der Satzung in 
einem Geschäftsjahr zulässigen 
Nachschüsse, soweit diese nicht die 
Hälfte der gesamten Eigenmittel 
übersteigen;" 

ee) Folgende Nummer 6 wird angefügt: 

„6. bei Lebensversicherungsunterneh-
men 
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Entwurf 

a) die Rückstellung für Beitrags-
rückerstattung, sofern sie zur 
Deckung von Verlusten verwen-
det werden darf und soweit sie 
nicht auf festgelegte Überschuß-
anteile entfällt, 

b) auf Antrag nach Maßgabe der 
auf Grund des Absatzes 2 erlas-
senen Vorschriften und mit Zu-
stimmung der Aufsichtsbehörde 
der Wert der künftigen Über-
schüsse und der Wert von in den 
Beitrag eingerechneten Ab-
schlußkosten, soweit sie bei der 
Deckungsrücklage nicht berück-
sichtigt worden sind." 

d) In Absatz 3 Satz 2 werden die Worte „Nr. 1 
bis 5" durch „Nr. 1 bis 6" ersetzt. 

e) Absatz 5 wird aufgehoben. 

17. Nach § 53c wird eingefügt: 

„§ 53 d 

(1) Nimmt ein Versicherungsunternehmen 
Leistungen eines verbundenen Unternehmens 
(§ 15 des Aktiengesetzes), das nicht Versiche-
rungsunternehmen ist, auf Grund von Dienst-, 
Werk-, Miet- und Pachtverträgen sowie Verträ-
gen vergleichbarer Art in Anspruch, ist das Ent-
gelt auf den Betrag zu begrenzen, den ein or-
dentlicher und gewissenhafter Geschäftsleiter 
unter Berücksichtigung der Belange der Versi-
cherten auch mit einem nicht verbundenen Un-
ternehmen vereinbaren würde. Die durch diese 
Verträge entstehenden Aufwendungen sowie 
die Art ihrer Berechnung sind dem Versiche-
rungsunternehmen jährlich mitzuteilen. 

(2) Verträge nach Absatz 1 bedürfen der 
Schriftform. 

 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend 

für Verträge mit einem nicht verbundenen Un-
ternehmen, wenn beide Vertragsparteien un-
mittelbar oder mittelbar im Mehrheitsbesitz 
(§ 16 des Aktiengesetzes) derselben Person oder 
Personen stehen. 

18. § 54a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 4 wird das Wort „Gewinnan-
teile" durch das Wort „Überschußanteile" er-
setzt. 

b) In Absatz 3 erhält der zweite Halbsatz fol-
gende Fassung: „das übrige gebundene Ver-
mögen ist in gleicher Weise anzulegen."; fol-
gender neuer Satz 2 wird angefügt: „Soweit 
es nach vernünftiger kaufmännischer Beur-
teilung gerechtfertigt ist, kann das übrige ge-
bundene Vermögen auch nach Absatz 2 an-
gelegt werden."  

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

17. unverändert 

18. unverändert 
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Entwurf 

c) Nach Absatz 3 wird eingefügt: 

„(3 a) Beteiligt sich ein Versicherungsun-
ternehmen vom Geltungsbereich dieses Ge-
setzes aus an Mitversicherungen über Risi-
ken in einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft, darf das ge-
bundene Vermögen auch in demjenigen Mit-
gliedstaat belegen sein, von dem aus der füh-
rende Versicherer tätig wird." 

19. § 55 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 a Satz 1 Nr. 5 werden die Worte 
„von Versicherungsaktiengesellschaften und 
Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit" 
durch die Worte „der Versicherungsunter-
nehmen" ersetzt. 

b) In Absatz 2 a Satz 2 und den Absätzen 2 b 
und 2 c werden die Worte „Versicherungs- 
und Bausparwesen" durch das Wort „Versi-
cherungswesen" ersetzt. 

c) In Absatz 3 werden die Worte „Versiche-
rungsaktiengesellschaften und Versiche-
rungsvereine auf Gegenseitigkeit" durch das 
Wort „Versicherungsunternehmen" ersetzt. 

20. In § 56 wird folgender Absatz angefügt: 

„(4) Bei Mitversicherungen gemäß § 54 a 
Abs. 3 a muß die Rückstellung für noch nicht ab-
gewickelte Versicherungsfälle der Höhe nach 
anteilig zumindest derjenigen entsprechen, die 
der führende Versicherer nach den Vorschriften 
oder der Übung in dem Land bilden muß, von 
dem aus er tätig wird." 

21. Nach § 59 wird eingefügt: 

„§ 60 

Die §§ 57 bis 59 gelten nicht für nach Landes-
recht errichtete und der Landesaufsicht unter-
liegende öffentlich-rechtliche Versicherungsun-
ternehmen, für die landesrechtliche Vorschrif-
ten zur Prüfung ihrer Rechnungsabschlüsse be-
stehen." 

22. § 66 Abs. 6 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 1 werden folgende neue Sätze 2 
und 3 eingefügt: 

„Die Vorschriften über den Deckungsstock 
gelten für alle Vermögensgegenstände, die 
im Verzeichnis eingetragen sind. Ansprüche 
auf Nutzungen, die die zum Deckungsstock 
gehörenden Vermögensgegenstände gewäh-
ren, gehören auch ohne Eintragung in das 
Verzeichnis zum Deckungsstock". 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

19. unverändert 

20. unverändert 

21. unverändert 

22. unverändert 
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Beschlüsse des 7. Ausschusses 

23. unverändert 

24. unverändert 

25. unverändert 

Entwurf 

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 4 und erhält 
folgende Fassung: 

„Forderungen aus Vorauszahlungen oder 
Darlehen auf die eigenen Versicherungs-
scheine des Unternehmens, soweit sie zu den 
Beständen des Deckungsstocks gehören, 
brauchen nur in einer Gesamtsumme nach-
gewiesen zu werden."  

c) Die bisherigen Sätze 3 bis 5 werden die Sätze 
5 bis 7. 

23. In § 77 Abs. 4 werden die Worte „aus den Gegen-
ständen, die in das Verzeichnis des Deckungs-
stocks (§ 66 Abs. 6) eingetragen sind," durch die 
Worte „aus den Deckungsstockwerten (§ 66 
Abs. 6)" ersetzt. 

24. Nach § 79 wird eingefügt: 

„§ 79a 

Die §§ 70 bis 76 gelten nicht für öffentlich-
rechtliche Versicherungsunternehmen." 

25. § 81 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 wird eingefügt: 

„(2 a) Bestellt die Aufsichtsbehörde auf 
Grund der §§ 81 oder 89 einen Sonderbeauf-
tragten zur Wahrung der Belange der Versi-
cherten, so kann sie diesem alle Rechte über-
tragen, die den Organen des Unternehmens 
nach Gesetz oder Satzung zustehen. Die 
durch die Bestellung des Sonderbeauftrag-
ten entstehenden Kosten einschließlich der 
diesem zu gewährenden Vergütung, die die 
Aufsichtsbehörde festsetzt, fallen dem Versi-
cherungsunternehmen zur Last."  

b) In Absatz 3 Satz 1, zweiter Halbsatz, werden 
die Worte „Versicherungsunternehmungen, 
die juristische Personen des öffentlichen 
Rechts sind" durch die Worte „öffentlich-
rechtlichen Versicherungsunternehmen" er-
setzt. 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Aufsichtsbehörde kann Anordnun-
gen nach Absatz 2 Satz 1 auch unmittelbar 
gegenüber anderen Unternehmen treffen, 
soweit sie für ein Versicherungsunterneh-
men 

a) Tätigkeiten wahrnehmen, die Gegen-
stand eines Vertrages über Funktions-
ausgliederungen (§ 5 Abs. 3 Nr. 4) sein 
können, oder 
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Entwurf 

b) Leistungen aufgrund von Verträgen nach 
§ 53d erbringen. 

Die gleiche Befugnis steht der Aufsichtsbe-
hörde gegenüber Verlagen zu, die Bezieher 
von ihnen verlegter Zeitungen oder Zeit-
schriften bei einem Versicherungsunterneh-
men versichert haben. In den Fällen der Sät-
ze 1 und 2 gilt Absatz 3 entsprechend." 

26. § 81 b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Sind die Eigenmittel eines Versicherungs-
unternehmens geringer als der Garantie-
fonds oder auf diesen nicht in dem erforderli-
chen Umfang anrechenbar, so hat das Unter-
nehmen auf Verlangen der Aufsichtsbe-
hörde dieser einen Plan über die kurzfristige 
Beschaffung der erforderlichen Eigenmittel 
(Finanzierungsplan) zur Genehmigung vor-
zulegen." 

b) In Absatz 4 werden nach den Worten „des 
§ 54 a Abs. 1" die Worte „und 3 a" eingefügt. 

c) Absatz 5 wird aufgehoben. 

27. Nach § 81 b wird eingefügt: 

„§ 81c 

(1) Entspricht die Rückgewährquote eines Le-
bensversicherungsunternehmens im Durch-
schnitt der letzten drei Geschäftsjahre nicht 
dem anhand des Durchschnitts aller Lebensver-
sicherungsunternehmen festgelegten Rückge-
währrichtsatz, so hat das Unternehmen auf Ver-
langen der Aufsichtsbehörde dieser einen Plan 
zur Sicherstellung angemessener Zuführungen 
zur Rückstellung für Beitragsrückerstattung 
(Rückgewährplan) zur Genehmigung vorzule-
gen. Die §§ 8 und 81 Abs. 3 gelten entsprechend. 
§ 81 Abs. 2 und § 87 bleiben unberührt. 

(2) Die Rückgewährquote entspricht dem in 
vom Hundert ausgedrückten Verhältnis der 
Summe aus rechnungsmäßigen Zinsen und der 
Zuführung zur Rückstellung für Beitragsrück-
erstattung zu der Summe aus Normrisikoüber-
schuß und Normzinsertrag. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, zur 
Wahrung der Belange der Versicherten unter 
Berücksichtigung der Marktverhältnisse die 
Höhe des Rückgewährrichtsatzes festzulegen 
und Vorschriften über die Berechnung des 
Normrisikoüberschusses und des Normzinser-
trags zu erlassen. Die Ermächtigung kann 
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim-
mung des Bundesrates bedarf, auf das Bundes- 
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aufsichtsamt für das Versicherungswesen über-
tragen werden. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Pen-
sions- und Sterbekassen." 

28. § 83 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 wird eingefügt: 

„(2 a) Soweit Unternehmen für ein Versi-
cherungsunternehmen 

a) Tätigkeiten wahrnehmen, die Gegen-
stand eines Vertrages über Funktions-
ausgliederungen (§ 5 Abs. 3 Nr. 4) sein 
können, oder 

b) Leistungen aufgrund von Verträgen nach 
§ 53d erbringen, 

gilt für sie Absatz 2 entsprechend." 

b) In Absatz 3 Satz 4 werden die Worte „öffent-
licher Versicherungsanstalten" durch die 
Worte „öffentlich-rechtlicher Versicherungs-
unternehmen" ersetzt. 

29. § 84 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Aufsichtsbehörde soll die Prüfung nach 
§ 83 Abs. 1 Satz 1 in regelmäßigen Zeitabstän-
den vornehmen." 

30. Nach § 87 wird eingefügt: 

„§ 87 a 

Mißbraucht ein Versicherungsunternehmen 
die Möglichkeit nach § 111 Abs. 2, als führender 
Versicherer Versicherungsunternehmen aus 
anderen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft an Mitversicherungen 
zu beteiligen, so kann die Aufsichtsbehörde ge-
genüber diesem Versicherungsunternehmen 
die zur Beseitigung des Mißbrauchs erforderli-
chen Anordnungen treffen. In schwerwiegen-
den Fällen kann die Aufsichtsbehörde ferner 
dem Versicherungsunternehmen den Abschluß 
derartiger Mitversicherungen untersagen oder 
die in § 87 Abs. 1 bezeichneten Maßnahmen tref-
fen. § 81 Abs. 3 und § 87 Abs. 3 bis 5 gelten ent-
sprechend. Als Mißbrauch ist es insbesondere 
anzusehen, wenn ein Versicherungsunterneh-
men die einem führenden Versicherer üblicher-
weise zukommenden Aufgaben nicht wahr-
nimmt oder an dem Vertrag Versicherungsun-
ternehmen beteiligt, die nach § 111 Abs. 2 nicht 
zu einer solchen Beteiligung befugt sind." 

31. § 88 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „einer 
Versicherungsaktiengesellschaft oder eines 
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Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit" 
durch die Worte „eines Versicherungsunter-
nehmens" ersetzt. 

b) An Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 
„Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für öffentlich-
rechtliche Versicherungsunternehmen, über 
deren Vermögen ein Konkursverfahren 
nicht zulässig ist." 

c) In Absatz 2 Satz 4 werden hinter den Worten 
„Versicherungsvereinen auf Gegenseitig-
keit" die Worte „und nach dem Gegenseitig-
keitsgrundsatz arbeitenden öffentlich-recht-
lichen Versicherungsunternehmen" einge-
fügt. 

32. In § 90 Abs. 4 werden die Worte „öffentlicher 
Versicherungsanstalten" durch die Worte 
„öffentlich-rechtlicher Versicherungsunterneh-
men" ersetzt. 

33. § 92 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Mitglieder des Versicherungsbei-
rats beraten das Bundesaufsichtsamt für das 
Versicherungswesen gutachtlich bei Vorbe-
reitung wichtigerer Beschlüsse und wirken 
mit Stimmrecht bei den Entscheidungen der 
Beschlußkammern mit." 

b) Absatz 3 Satz 2 wird gestrichen. 

34. § 101 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Reiche" durch 
das Wort „Bund" ersetzt; die Worte „und Bau-
sparkassen (Abschnitt VII)" werden gestri-
chen. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Gesamtbetrag der Gebühren soll 
neun Zehntel der Kosten des Absatzes 1 be-
tragen. Der Satz von eins vom Tausend der 
gebührenpflichtigen Einnahme an Versiche-
rungsentgelten darf nicht überschritten wer-
den. Die Gebühren werden nach dem Ver-
hältnis der Rohentgelte (Bruttoprämien, Bei-
träge, Vor- und Nachschüsse, Umlagen) be-
rechnet, die einem jeden Unternehmen im 
letzten Geschäftsjahr aus den von ihm im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes abge-
schlossenen Versicherungen, jedoch nach 
Abzug der zurückgewährten Überschüsse 
oder Gewinnanteile, erwachsen sind." 

c) In Absatz 3 werden die Worte „sowie an 
Spar- und Tilgungsbeiträgen" gestrichen. 
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35. An § 106 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Der Hauptbevollmächtigte ist zur Eintragung 
in das Handelsregister anzumelden." 

36. § 106a Abs. 1 Satz 2 und 3 sowie Abs. 5 Satz 3 
werden aufgehoben. 

37. § 106b wird wie folgt geändert: 

a) An Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Im Falle der Übertragung eines Versiche-
rungsbestandes (§ 14) kann die Aufsichtsbe-
hörde anordnen, daß die gestellten Sicher-
heiten für den übernommenen Bestand be-
stehenbleiben, wenn auch von dem überneh-
menden Unternehmen Sicherheiten gefor-
dert werden können." 

b) Absatz 6 wird aufgehoben. 

38. Nach § 106b wird eingefügt: 

„§ 106 c 

Ausländischen Versicherungsunternehmen, 
welche die Lebensversicherung zugleich mit an-
deren Versicherungssparten betreiben, darf der 
Geschäftsbetrieb im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes nicht für die Lebensversicherung erlaubt 
werden." 

39. § 107 erhält folgende Fassung: 

„§ 107 

Ausländische Versicherungsunternehmen, 
denen der Geschäftsbetrieb nach § 105 erlaubt 
worden ist, dürfen die Versicherungsverträge 
mit Versicherungsnehmern, die ihren gewöhnli-
chen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes haben, sowie Versicherungsverträge 
über dort belegene Grundstücke nur durch Be-
vollmächtigte abschließen, die im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes wohnen." 

40. § 110 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „§§ 77 bis 
79" durch die Angabe „§§ 70 bis 79a" er-
setzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Der bisherige Satz 1 wird Satz 2; 

bb) folgender neuer Satz 1 wird eingefügt: 

„Bei Unternehmen mit Sitz außerhalb 
der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft wird ein Treu-
händer nach den §§ 70 bis 76 nicht be-
stellt."; 
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cc) der bisherige Satz 2 wird aufgehoben. 

c) Absatz 3 wird aufgehoben. 

41. Nach § 110 wird eingefügt: 

„§ 111 

(1) Ausländische Versicherungsunternehmen 
mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft, die im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes ausschließlich die 
in der Anlage Teil A Nr. 4 bis 7 und 12 genann-
ten Versicherungssparten betreiben, unterlie-
gen den Vorschriften dieses Gesetzes nicht, so-
weit sie das Direktversicherungsgeschäft im 
Wege des Dienstleistungsverkehrs im Sinne des 
Vertrages zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft betreiben. 

(2) Den Vorschriften dieses Gesetzes unterlie-
gen ferner nicht ausländische Versicherungsun-
ternehmen mit Sitz in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, soweit 
sie sich an Mitversicherungen über Risiken in 
der Gemeinschaft beteiligen. Voraussetzung 
hierfür ist jedoch, daß 

1. die Mitversicherung ausschließlich gewerb-
liche oder freiberufliche Risiken der Versi-
cherungssparten 4 bis 9, 11 bis 13 und 16 der 
Anlage Teil A mit Ausnahme von Haft-
pflichtrisiken im Zusammenhang mit Schä-
den durch Kernenergie oder Arzneimittel 
deckt, 

2. der Mitversicherung 

a) in den Sparten 8, 9, 11, 13 und 16 der An-
lage Teil A allgemeine Versicherungsbe-
dingungen, die dem führenden Versiche-
rer nach diesem Gesetz genehmigt wor-
den sind, und 

b) die Tarife des führenden Versicherers 
zugrunde liegen, 

3. der führende Versicherer befugt ist, im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes derartige Risi-
ken auch allein zu decken, 

4. der Mitversicherer bei der Beteiligung an 
der Mitversicherung außer über den führen-
den Versicherer nicht über eine Niederlas-
sung im Geltungsbereich dieses Gesetzes tä-
tig wird und 

5. der durch Rechtsverordnung nach Absatz 3 
Nr. 2 festgelegte Umfang der Risiken nicht 
unterschritten wird. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 

1. Absatz 1 auf ausländische Versicherungsun-
ternehmen mit Sitz außerhalb der Mitglied- 
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staaten der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft für anwendbar zu erklären, so-
weit hierfür ein wirtschaftliches Bedürfnis 
besteht, 

2. zur Durchführung von Richtlinien des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften auf dem 
Gebiet des Versicherungswesens Vorschrif-
ten über den Umfang der Risiken zu erlas-
sen, die nach Absatz 2 gedeckt werden dür-
fen." 

42. In der Überschrift zum Abschnitt VI a werden 
die Worte „mit Ausnahme der Lebensversiche-
rung" gestrichen. 

43. Nach § 122 wird eingefügt: 

„§ 123 

Die am 29. Dezember 1974 nach Maßgabe der 
bis zu diesem Zeitpunkt geltenden gesetzlichen 
Vorschriften und aufsichtsbehördlichen Anord-
nungen sowie auf Grund von Einzelgenehmi-
gungen der Aufsichtsbehörde erworbenen Ver-
mögenswerte können im gebundenen Vermö-
gen verbleiben, im Deckungsstock jedoch nur, 
soweit sie bereits dem Deckungsstock zugeführt 
und in das Deckungsstockverzeichnis eingetra-
gen waren."  

44. Die §§ 124 bis 127, 129, 130, 132 und 133a werden 
aufgehoben. 

45. An § 128 wird folgender Satz angefügt: 

„Sie haben jedoch bis zum 31. Dezember 1982 
eine Verlustrücklage zu bilden; § 53 b bleibt un-
berührt." 

46. § 133c wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Versicherungsunternehmen mit Sitz 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes, die am 
14. September 1981 zum Betrieb der Lebens-
versicherung befugt sind, haben die Vor-
schriften über die Kapitalausstattung bis 
zum 14. März 1984 zu erfüllen. Die Aufsichts-
behörde kann ein Unternehmen, dessen in 
Höhe der Solvabilitätsspanne (§ 53c Abs. 1) 
ohne Abzug der Rückversicherung gebildete 
Eigenmittel am 15. März 1984 nicht den Min-
destbetrag des Garantiefonds (§ 53c Abs. 2) 
erreichen, von der Verpflichtung befreien, 
Eigenmittel in dieser Höhe vor Ablauf des 
Geschäftsjahres nachzuweisen, in dem die in 
Höhe der Solvabilitätsspanne ohne Abzug 
der Rückversicherung gebildeten Eigenmit- 
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tel den Mindestbetrag des Garantiefonds er-
reichen. Die Befreiung darf nicht über den 
14. März 1989 hinaus gewährt werden." 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Einem in Absatz 1 genannten Unter-
nehmen, dessen Eigenmittel bis zum 
14. März 1984 die vorgeschriebene Höhe 
nicht erreichen, kann die Aufsichtsbehörde 
eine zusätzliche Frist von längstens zwei 
Jahren gewähren, sofern das Unternehmen 
einen Solvabilitätsplan vorgelegt hat."  

c) Absatz 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Aufsichtsbehörde kann ein Unterneh-
men mit Sitz im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes, das am 31. Januar 1976 zum Be-
trieb der in der Anlage Teil A Nr. 1 bis 17 ge-
nannten Versicherungssparten befugt war 
und dessen Beiträge am 31. Juli 1978 das 
Sechsfache des Mindestbetrages des Garan-
tiefonds nicht erreichten, von der Verpflich-
tung befreien, Eigenmittel in dieser Höhe 
vor Ablauf des Geschäftsjahres nachzuwei-
sen, in dem die Beiträge den sechsfachen Be-
trag erreichen." 

47. § 133 d Satz 2 wird aufgehoben. 

48. § 133e erhält folgende Fassung: 

„§ 133 e 

Für ausländische Unternehmen mit Sitz au-
ßerhalb der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft gilt § 133c Abs. 1 
Satz 1 und Abs. 2 entsprechend." 

49. Nach § 133e werden eingefügt: 

„§ 133f 

(1) Bei einer Aktiengesellschaft mit Sitz im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes, der die Er-
laubnis zum Betrieb der Lebensversicherung 
bis zum 14. März 1989 erteilt wird und an der ein 
Versicherungsunternehmen mit Sitz in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft, welches die Lebensversicherung 
zugleich mit anderen Versicherungssparten be-
treibt, zumindest mit 95 vom Hundert beteiligt 
ist, gilt bis zum Ende des siebenten Geschäfts-
jahres nach Erteilung der Erlaubnis zum Ge-
schäftsbetrieb eine finanzielle Garantie des 
letztgenannten Unternehmens bis zur Höhe der 
Hälfte des Mindestbetrages des Garantiefonds 
(§ 53 c Abs. 2) als Eigenmittel, solange die Solva-
bilitätsspanne (§ 53 c Abs. 1) nicht höher als der 
Mindestbetrag des Garantiefonds ist. In diesem 
Fall wird nicht eingezahltes Grundkapital über 
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die Vorschrift des § 53c Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 Buch-
stabe a hinaus auch insoweit nicht als Eigenmit-
tel angesehen, als es zusammen mit dem Garan-
tiebetrag die Hälfte des Mindestbetrages des 
Garantiefonds übersteigt. Die Garantie muß bis 
zur vollständigen Ersetzung durch andere Ei-
genmittel (Absatz 3) unwiderruflich sein. 

(2) Absatz 1 ist nur anzuwenden, wenn das be-
teiligte Unternehmen mit Sitz in einem Mit-
gliedstaat der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
keine Niederlassung für den Betrieb anderer 
Versicherungssparten als der Lebensversiche-
rung hat und sowohl über die für den Betrieb 
der Lebensversicherung als auch über die für 
den Betrieb anderer Versicherungssparten als 
der Lebensversicherung vorgeschriebenen Ei-
genmittel verfügt. Hierbei dürfen Eigenmittel in 
Höhe der Garantie nicht berücksichtigt wer-
den. 

(3) Die Aktiengesellschaft muß die Garantie 
schrittweise, beginnend mit dem dritten Ge-
schäftsjahr nach der Erteilung der Erlaubnis 
zum Geschäftsbetrieb, durch andere Eigenmit-
tel ersetzen. Hierfür ist gleichzeitig mit dem An-
trag auf Erteilung der Erlaubnis zum Geschäfts-
betrieb ein Plan vorzulegen, der der Genehmi-
gung der Aufsichtsbehörde bedarf. 

§ 133 g 

Bestehende Verträge über Funktionsausglie-
derungen (§ 5 Abs. 3 Nr. 4) sind der Aufsichtsbe-
hörde bis zum vorzulegen, soweit sie bis-
her noch nicht vorgelegt worden sind." 

50. § 144a Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. im Geltungsbereich dieses Gesetzes einen 
Versicherungsvertrag für ein Unternehmen 
abschließt, das die zum Betrieb derartiger 
Versicherungsgeschäfte erforderliche Er-
laubnis nicht besitzt, oder den Abschluß ei-
nes Versicherungsvertrages für ein solches 
Unternehmen geschäftsmäßig vermittelt 
oder". 

51. § 146 erhält folgende Fassung: 

„§ 146 

Der Bundesminister der Finanzen wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, zu be-
stimmen, daß der Betrieb aller Versicherungs-
geschäfte oder einzelner Arten von Versiche-
rungsgeschäften mit dem in Artikel I Abs. 1 
Buchstaben a bis c des Abkommens vom 
19. Juni 1951 zwischen den Parteien des Nordat-
lantikvertrages über die Rechtsstellung ihrer 
Truppen (BGBl. 1961 II  S. 1190) bezeichneten 
Personenkreis ganz oder teilweise nicht den 
Vorschriften dieses Gesetzes unterliegt, soweit 
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hierdurch im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
die Belange anderer Versicherter und die dau-
ernde Erfüllbarkeit der sonstigen Versiche-
rungsverträge nicht gefährdet werden."  

52. § 151 erhält folgende Fassung: 

„§ 151 

Öffentlich-rechtliche 	Versicherungsunter- 
nehmen, die nicht der Aufsicht nach diesem Ge-
setz unterliegen, haben dem Bundesaufsichts-
amt für das Versicherungswesen auf Anforde-
rung die gleichen statistischen Angaben über 
ihren Geschäftsbetrieb einzureichen wie Versi-
cherungsunternehmen, die der Aufsicht nach 
diesem Gesetz unterliegen." 

53. In § 153 werden die Worte „öffentlichen Anstal-
ten" durch die Worte „öffentlich-rechtlichen 
Versicherungsunternehmen" ersetzt. 

54. § 155 wird aufgehoben. 

55. Die §§ 156 und 156 a erhalten folgende Fas-
sung: 

„§ 156 

§ 34 Satz 1 und § 39 Abs. 3 gelten entsprechend 
auch für Versicherungsaktiengesellschaften. 

§ 156 a 

(1) § 5 Abs.4, §§ 53c und 81b Abs. 1 und 2 gel-
ten nicht für 
1. Vereine auf Gegenseitigkeit, die nicht einge-

tragen zu werden brauchen, wenn 

a) ihre Satzung vorsieht, daß Nachschüsse 
vorbehalten sind oder Versicherungsan-
sprüche gekürzt werden dürfen, und 

b) ihre jährlichen Beiträge den durch 
Rechtsverordnung nach Absatz 2 festge-
setzten Betrag nicht übersteigen, 

es sei denn, daß sie die Haftpflichtversiche-
rung oder die Kredit- und Kautionsversiche-
rung betreiben; 

2. Sterbekassen, deren Leistungen die durch-
schnittlichen Bestattungskosten bei einem 
Todesfall nicht übersteigen, sowie Betriebs-
sterbekassen und Pensionskassen. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird er-
mächtigt, zur Durchführung von Richtlinien des 
Rates der Europäischen Gemeinschaften auf 
dem Gebiet des Versicherungswesens durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf, den für die Anwendung 
des Absatzes 1 Nr. 1 Buchstabe b maßgebenden 
Betrag der jährlichen Beiträge festzusetzen. 
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(3) Für ausländische Versicherungsunterneh-
men mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, die nach 
dem Recht ihres Sitzlandes nicht verpflichtet 
sind, Kapitalanforderungen entsprechend den 
Richtlinien des Rates der Europäischen Ge-
meinschaften auf dem Gebiet des Versiche-
rungswesens zu genügen, gelten § 14 Abs. 1 
Satz 2, § 106a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe b, 
§§ 111b bis 111e und 133d nicht. 

(4) Für die in den Absätzen 1 und 3 genannten 
Unternehmen bestimmt sich die Höhe der erfor-
derlichen finanziellen Mittel nach § 8 Abs. 1 
Nr. 2. Von ausländischen Unternehmen kann 
das Bundesaufsichtsamt verlangen, daß sie im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes Sicherheiten 
(feste und bewegliche Kaution) und einen ange-
messenen Organisationsfonds stellen. 

(5) Für öffentlich-rechtliche Krankenversor-
gungseinrichtungen der Deutschen Bundespost 
und der Deutschen Bundesbahn sowie für die 
Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder, 
die Bundesbahn-Versicherungsanstalt — Abtei-
lung B — und die Versorgungsanstalt der Deut-
schen Bundespost gilt dieses Gesetz nicht." 

56. Nach § 157 a wird eingefügt: 

„§ 158 

(1) Beschlüsse der Vertreterversammlung 
über Einrichtungen der in § 762 Abs. 1 der 
Reichsversicherungsordnung bezeichneten Art 
sowie über deren Satzungen und Geschäfts-
pläne bedürfen der Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde; § 5 Abs. 1 bis 3 und § 8 gelten 
hierfür entsprechend. Im übrigen gelten für 
diese Einrichtungen § 13 Abs. 1, §§ 14, 54 Abs. 2 
Satz 1 Buchstabe a und Satz 2, § 55 Abs. 1, Abs. 2 
Satz 2, Abs. 2 a bis 2 c, §§ 81, 81 a, 82 bis 84, 86, 88 

und 89 entsprechend. 

(2) § 7 Abs.2, § 13 Abs. 1, §§ 14, 54, 54a Abs. 1 bis 
3, 4 und 5, §§ 54d, 55 Abs. 1, § 56 Abs. 1 bis 3, §§ 81, 
81 a, 82 bis 84 und 86 sind auf die Versorgungsan-
stalt der deutschen Bühnen und die Versor-
gungsanstalt der deutschen Kulturorchester 
entsprechend anzuwenden. Form und Gliede-
rung des jährlichen Rechnungsabschlusses be-
stimmt die Aufsichtsbehörde; ihr ist spätestens 
zehn Monate nach Ablauf des Geschäftsjahres 
der Rechnungsabschluß vorzulegen. 

(3) Soweit in anderen Vorschriften bestimmt 
ist, daß Bestimmungen dieses Gesetzes auf Un-
ternehmen, die nicht unter § 1 fallen, entspre-
chend anzuwenden sind, bleiben diese Vor-
schriften unberührt. 

§ 159 

(1) Überträgt ein Versicherungsunternehmen, 
das im Geltungsbereich dieses Gesetzes die Le- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

56. Nach § 158 werden folgende §§ 159 und 160 an-
gefügt: 

„§ 159 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

§ 160 

(1) unverändert 
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bensversicherung zugleich mit anderen Versi-
cherungssparten betreibt, einen Teil seines Ver-
sicherungsbestandes nach § 14 in der Weise, daß 
das Unternehmen im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes nur noch entweder die Lebensversi-
cherung oder andere Versicherungssparten be-
treibt, werden die durch diese Übertragung be-
dingten Rechtsvorgänge, die der Börsenumsatz-
steuer oder der Grunderwerbsteuer unterliegen, 
auf Antrag von der Besteuerung ausgenommen. 
Dies gilt nur, soweit der Wert der übertragenen 
Vermögensgegenstände dem Wert der übertra-
genen versicherungstechnischen Rückstellun-
gen, der auf den übertragenen Versicherungsbe-
stand entfallenden Verbindlichkeiten, sonstigen 
Rückstellungen und Rechnungsabgrenzungspo-
sten einschließlich der anteiligen Pensionsver-
bindlichkeiten und Pensionsrückstellungen so-
wie der anteiligen Eigenmittel und Wertberich-
tigungen entspricht. Die Sätze 1 und 2 gelten 
entsprechend für ein ausländisches Versiche-
rungsunternehmen, das die Lebensversiche-
rung zugleich mit anderen Versicherungsspar-
ten betreibt, dem im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes jedoch nur die Erlaubnis zum Betrieb der 
Lebensversicherung erteilt worden ist, wenn es 
seinen Bestand an Lebensversicherungsverträ-
gen auf ein Unternehmen überträgt, das nur die 
Lebensversicherung betreibt. 

(2) Wird ein Versicherungsbestand unter den 
in Absatz 1 bezeichneten Voraussetzungen ge-
gen Gewährung von Gesellschaftsrechten auf 
eine inländische Kapitalgesellschaft im Sinne 
des Kapitalverkehrsteuergesetzes übertragen, 
wird der Erwerb von Gesellschaftsrechten 
durch den ersten Erwerber auf Antrag von der 
Besteuerung nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 des Kapital-
verkehrsteuergesetzes ausgenommen, soweit 
die Gegenleistung den Wert des übertragenen 
Bestandes und der anteiligen Eigenmittel nicht 
übersteigt. 

(3) Die anteiligen Eigenmittel im Sinne der 
Absätze 1 und 2 sind der Betrag, der der Auf-
sichtsbehörde nach § 53 c Abs. 4 für den zu über-
tragenden Versicherungsbestand im Zeitpunkt 
der Übertragung nachzuweisen ist. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nur für Übertra-
gungen nach dem 14. März 1979 und vor dem 
15. März 1984. 

(5) Unternehmen, die im Rahmen eines ein-
heitlichen Vertrages Risiken decken, die den in 
der Anlage Teil A Nr. 1 und 18 genannten Versi-
cherungssparten zuzuordnen sind, dürfen den 
Unfallversicherungsteil dieser Verträge auf ein 
anderes Unternehmen übertragen. § 14 gilt ent-
sprechend. Für Übertragungen vor dem 
15. März 1984 gelten die Absätze 1 bis 3 entspre-
chend." 

57. Die Anlage zum Gesetz wird wie folgt geän-
dert: 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

(5) unverändert 

57. unverändert 
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a) In Teil A erhält Nummer 18 folgende Fas-
sung: 

„18. Leben (soweit nicht unter Nummern 19 
und 20 aufgeführt)." 

b) In Teil A werden angefügt: 

„19. Heirats- und Geburtenversicherung 

20. Fondsgebundene Lebensversicherung" 

c) In Teil B Buchstabe a wird nach der Zahl „3" 
die Angabe „Buchstabe a" gestrichen. 

Artikel 2 

Änderung anderer Rechtsvorschriften 

(1) Die Artikel 5 und 7 Satz 2 des Gesetzes zur Ä n-
derung des Gesetzes über die Beaufsichtigung der 
privaten Versicherungsunternehmungen vom 
20. Dezember 1974 (BGBl. I S. 3693) werden gestri-
chen. 

(2) Die Verordnung zur Durchführung des Geset-
zes über die Beaufsichtigung der privaten Versiche-
rungsunternehmungen in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 7631-1-1, veröffentlich-
ten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Ar-
tikel 2 Abs. 2 des Gesetzes vom 18. Dezember 1975 
(BGBl. I S. 3139), wird aufgehoben. 

(3) Die Verordnung über die Durchführung der 
Verordnung zur Vereinheitlichung der Versiche-
rungsaufsicht in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 7631-3, veröffentlichten berei-
nigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 2 
Abs. 3 des Gesetzes vom 18. Dezember 1975 (BGBl. I 
S. 3139), wird aufgehoben, soweit sie Bundesrecht 
ist. 

(4) Das Gesetz über die Errichtung eines Bundes-
aufsichtsamtes für das Versicherungswesen in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
7630-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. De-
zember 1974 (BGBl. I S. 3693), wird wie folgt geän-
dert: 

1. An § 2 Abs. 3 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Für öffentlich-rechtliche Wettbewerbsversiche-
rungsunternehmen, bei denen die Aufsicht von 
obersten Bundesbehörden ausgeübt wird, bleibt 
es bei dieser Regelung." 

2. Nach § 2 Abs. 3 wird eingefügt: 

„(4) Das Bundesaufsichtsamt führt ferner die 
Fachaufsicht über die Einrichtungen der in § 762 
Abs. 1 der Reichsversicherungsordnung genann-
ten Art, wenn diese Einrichtungen über den Be-
reich eines Landes hinaus tätig sind." 

3. In § 6 werden die Worte „Gesetz über die Beauf-
sichtigung der privaten Versicherungsunterneh-
men" durch das Wort „Versicherungsaufsichtsge-
setz" ersetzt. 

22 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Artikel 2 

Änderung anderer Rechtsvorschriften 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 
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4. In § 8 erster Halbsatz und § 10 Abs. 2 werden die 
Worte „des Gesetzes über die Beaufsichtigung 
der privaten Versicherungsunternehmen" durch 
die Worte „des Versicherungsaufsichtsgesetzes" 
ersetzt. 

(5) In der Ersten Durchführungsverordnung zum 
Gesetz über die Errichtung eines Bundesaufsichts-
amtes für das Versicherungswesen in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III,  Gliederungsnummer 
7630-1-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zu-
letzt geändert durch Artikel 4 Abs. 2 des Gesetzes 
vom 20. Dezember 1974 (BGBl. I S. 3693), werden in 
§ 3 die Worte „des Gesetzes über die Beaufsichtigung 
der privaten Versicherungsunternehmen" durch die 
Worte „des Versicherungsaufsichtsgesetzes" er-
setzt. 

(6) Die Dritte Durchführungsverordnung zum Ge-
setz über die Errichtung eines Bundesaufsichtsam-
tes für das Versicherungswesen in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 7630-1-3, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 2 Abs. 4 des Gesetzes vom 18. Dezem-
ber 1975 (BGBl. I S. 3139), wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 werden die Worte „des Gesetzes über die 
Beaufsichtigung der privaten Versicherungsun-
ternehmungen vom 6. Juni 1931 (Reichsge-
setzbl. I S. 315) in der Fassung des Gesetzes vom 
5. März 1937 — Reichsgesetzbl. I S. 269 — (VAG)" 
durch die Worte „des Versicherungsaufsichtsge-
setzes (VAG)" ersetzt. 

2. In § 7 Abs. 2 Nr. 7 erhält der Klammerzusatz fol-
gende Fassung: 

„(§ 81 Abs. 2 a VAG)". 

(7) Im Pflichtversicherungsgesetz vom 5. April 
1965 (BGBl. I S. 213), zuletzt geändert durch § 9 des 
Gesetzes vom 11. Mai 1976 (BGBl. I S. 1181), wer-
den 

1. in § 2 Abs. 1 Nr. 5 die Worte „des Gesetzes über 
die Beaufsichtigung der privaten Versicherungs-
unternehmungen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 6. Juni 1931 (Reichsgesetzbl. I 
S. 315, 750), zuletzt geändert durch das Gesetz 
vom 18. Dezember 1975 (Bundesgesetzbl. I 
S. 3139),", 

2. in § 8 Abs. 2 Satz 2 die Worte „des Gesetzes über 
die Beaufsichtigung der privaten Versicherungs-
unternehmungen vom 6. Juni 1931 (Reichsge-
setzbl. I S. 315) in der Fassung des Gesetzes vom 
18. Dezember 1975 (Bundesgesetzbl. I S. 3139)" 
und 

3. in § 13 Abs. 1 Satz 5 die Worte „des Gesetzes über 
die Beaufsichtigung der privaten Versicherungs-
unternehmungen" 

durch die Worte „des Versicherungsaufsichtsgeset-
zes" ersetzt. 

(8) § 112 der Vergleichsordnung in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 311-1, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(5) unverändert 

(6) unverändert 

(7) unverändert 

(8) unverändert 
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durch Artikel 6 des Gesetzes vom 4. Juli 1980 
(BGBl. I S. 836), wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift wird das Wort „Versicherungs-
unternehmungen" durch das Wort „Versiche-
rungsunternehmen" ersetzt. 

2. In Absatz 1 werden die Worte „einer Versiche-
rungsunternehmung" durch die Worte „eines 
Versicherungsunternehmens" und die Worte 
„des Gesetzes über die privaten Versicherungs-
unternehmungen vom 6. Juni 1931 (Reichsge-
setzbl. I S. 315, 750) oder des Gesetzes über Bau-
sparkassen vom 16. November 1972 (Bundesge-
setzbl. I S. 2097)" durch die Worte „des Versiche-
rungsaufsichtsgesetzes oder des Gesetzes über 
Bausparkassen" ersetzt. 

3. In Absatz 2 werden die Worte „vom 10. Juli 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 881), zuletzt geändert durch 
das Zweite Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über das Kreditwesen vom 24. März 1976 (Bun-
desgesetzbl. I S. 725)," gestrichen. 

(9) Im Gesetz über die Angelegenheit der freiwilli-
gen Gerichtsbarkeit in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 315-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Arti-
kel 4 des Gesetzes vom 4. Juli 1980 (BGBl. I S. 836), 
werden in § 145 Abs. 1 die Worte „des Gesetzes über 
die Beaufsichtigung der privaten Versicherungsun-
ternehmungen" durch die Worte „des Versiche-
rungsaufsichtsgesetzes" ersetzt. 

(10) Im Gesetz zur Regelung des Rechts der Allge-
meinen Geschäftsbedingungen vom 9. Dezember 
1976 (BGBl. I S. 3317) werden in § 16 Nr. 1 die Worte 
„des Gesetzes über die Beaufsichtigung der privaten 
Versicherungsunternehmungen" durch die Worte 
„des Versicherungsaufsichtsgesetzes" ersetzt. 

(11) In der Verordnung über das Erbbaurecht in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 403-6, veröffentlichten bereinigten Fassung, zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 8. Januar 1974 
(BGBl. I S. 41), werden in § 21 Abs. 1 die Worte „vom 
13. Juli 1899 (Reichsgesetzbl. S. 375)" gestrichen und 
die Worte „§ 60 des Gesetzes über die privaten Ver-
sicherungsunternehmungen vom 12. Mai 1901 
(Reichsgesetzbl. S. 139) von privaten Versicherungs-
unternehmungen" durch die Worte „§ 54 a des Versi-
cherungsaufsichtsgesetzes von Versicherungsunter-
nehmen" ersetzt. 

(12) Das Gesetz über die Rechnungslegung von be-
stimmten Unternehmen und Konzernen vom 15. Au-
gust 1969 (BGBl. I S. 1189), geändert durch Arti-
kel 128 des Gesetzes vom 2. März 1974 (BGBl. I 
S. 469), wird wie folgt geändert: 

 
1. In § 5 Abs. 2 Nr. 6 und § 6 Abs. 9 werden die Worte 

„des Gesetzes über die Beaufsichtigung der pri-
vaten Versicherungsunternehmungen und Bau-
sparkassen" durch die Worte „des Versicherungs-
aufsichtsgesetzes" ersetzt. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(9) Im Gesetz über die Angelegenheit der freiwil-
ligen Gerichtsbarkeit in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 315-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 25. Oktober 1982 (BGBl. I  
S. 1425), werden in § 145 Abs. 1 die Worte „des Geset-
zes über die Beaufsichtigung der privaten Versiche-
rungsunternehmungen" durch die Worte „des Versi-
cherungsaufsichtsgesetzes" ersetzt. 

(10) unverändert 

(11) unverändert 

(12) Das Gesetz über die Rechnungslegung von 
bestimmten Unternehmen und Konzernen vom 
15. August 1969 (BGBl. I S. 1189; 1970 I  S. 1113), geän-
dert durch Artikel 128 des Gesetzes vom 2. März 
1974 (BGBl. I S. 469), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 
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2. In § 6 Abs. 9 werden ferner die Worte „bei Versi-
cherungsunternehmungen und Bausparkassen" 
durch die Worte „bei Versicherungsunterneh-
men, § 13 des Gesetzes über Bausparkassen über 
besondere Pflichten des Prüfers" ersetzt. 

(13) Das Aktiengesetz vom 6. September 1965 
(BGBl. I S. 1089), zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 4. Juli 1980 (BGBl. I S. 836), wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 70 Satz 2 werden die Worte „des Gesetzes 
über die Beaufsichtigung der privaten Versiche-
rungsunternehmungen und Bausparkassen" 
durch die Worte „des Versicherungsaufsichtsge-
setzes oder § 14 des Gesetzes über Bausparkas-
sen" ersetzt.. 

2. In § 209 Abs. 5 Satz 2, § 360 Abs. 5 und § 385 d 
Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „des Gesetzes 
über die Beaufsichtigung der privaten Versiche-
rungsunternehmungen und Bausparkassen" 
durch die Worte „des Versicherungsaufsichtsge-
setzes" ersetzt. 

(14) Im Körperschaftsteuergesetz vom 31. August 
1976 (BGBl. I S. 2597), zuletzt geändert durch Arti-
kel 11 des Gesetzes vom 26. Juni 1981 (BGBl. I S. 537), 
werden in § 5 Abs. 1 Nr. 4 die Worte „des Gesetzes 
über die Beaufsichtigung der privaten Versiche-
rungsunternehmungen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 6. Juni 1931 (Reichsgesetzbl. I S. 315, 
750), zuletzt geändert durch das Erste Durchfüh-
rungsgesetz/EWG zum VAG vom 18. Dezember 1975 
(Bundesgesetzbl. I S. 3139)," durch die Worte „des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes" ersetzt. 

(15) Im Gewerbesteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. September 1978 (BGBl. I 
S. 1557), zuletzt geändert durch Artikel 13 des Geset-
zes vom 26. Juni 1981 (BGBL I  S. 537), werden in 
§ 35 c Nr. 2 Buchstabe d die Worte „des Gesetzes 
über die Beaufsichtigung der privaten Versiche-
rungsunternehmungen" durch die Worte „des Versi-
cherungsaufsichtsgesetzes" ersetzt. 

(16) Im Vermögensteuergesetz vom 17. April 1974 
(BGBl. I S. 949), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 22. August 1980 (BGBl. I S. 1558), wer-
den in § 5 Abs. 1 Nr. 6 die Worte „des Gesetzes über 
die Beaufsichtigung der privaten Versicherungsun-
ternehmungen vom 6. Juni 1931 (Reichsgesetzbl. I 
S. 315, 750), zuletzt geändert durch das Erste Durch-
führungsgesetz/EWG zum VAG vom 18. Dezember 
1975 (Bundesgesetzbl. I S. 3139)," durch die Worte 
„des Versicherungsaufsichtsgesetzes" ersetzt. 

(17) § 102 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 24. September 1980 (BGBl. I S. 1761) wird wie 
folgt geändert: 

1. In Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a werden die 
Worte „Gesetz über die Beaufsichtigung der pri-
vaten Versicherungsunternehmungen" durch die 
Worte „Versicherungsaufsichtsgesetz" ersetzt. 
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2. unverändert 

(13) Das Aktiengesetz vom 6. September 1965 
(BGBl. I S. 1089), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 25. Oktober 1982 (BGBl. I S. 1425), 
wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

(14) Im Körperschaftsteuergesetz 1981 in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 10. Dezember 1981 
(BGBl. I S. 1357) werden in § 5 Abs. 1 Nr. 4 die Worte 
„des Gesetzes über die Beaufsichtigung der privaten 
Versicherungsunternehmungen in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III,  Gliederungsnummer 7631-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Dezember 
1975 (BGBl. I S. 3139)" durch die Worte „des Versi-
cherungsaufsichtsgesetzes" ersetzt. 

(15) Im Gewerbesteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. September 1978 (BGBl. I 
S. 1557), zuletzt geändert durch Artikel 31 des Geset-
zes vom 22. Dezember 1981 (BGBl. I  S. 1523), werden 
in § 35c Nr. 2 Buchstabe d die Worte „des Gesetzes 
über die Beaufsichtigung der privaten Versiche-
rungsunternehmungen" durch die Worte „des Versi-
cherungsaufsichtsgesetzes" ersetzt. 

(16) Im Vermögensteuergesetz vom 17. April 1974 
(BGBl. I S. 949), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 22. August 1980 (BGBl. I S. 1558), wer-
den in § 3 Abs. 1 Nr. 6 die Worte „des Gesetzes über 
die Beaufsichtigung der privaten Versicherungsun-
ternehmungen vom 6. Juni 1931 (Reichsgesetzblatt I 
S. 315, 750), zuletzt geändert durch das Erste Durch-
führungsgesetz/EWG zum VAG vom 18. Dezember 
1975 (Bundesgesetzblatt I S. 3139)" durch die Worte 
„des Versicherungsaufsichtsgesetzes" ersetzt. 

(17) unverändert 
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2. In Absatz 5 werden die Worte „des Gesetzes über 
die Beaufsichtigung der privaten Versicherungs-
unternehmungen" durch die Worte „des Versi-
cherungsaufsichtsgesetzes" ersetzt. 

(18) § 17 Abs. 1 Nr. 4, zweiter Halbsatz, des Bundes-
jagdgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 29. September 1976 (BGBl. I S. 2849) erhält fol-
gende Fassung: 

„die Versicherung kann nur bei einem im Geltungs-
bereich des Versicherungsaufsichtsgesetzes zum 
Betrieb der Jagdhaftpflichtversicherung befugten 
Versicherungsunternehmen genommen werden;" 

(19) § 12 Abs. 4 der Gewerbeordnung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 1. Januar 1978 
(BGBl. I S. 97), zuletzt geändert durch § 174 Abs. 1 
des Gesetzes vom 13. August 1980 (BGBl. I S. 1310), 
erhält folgende Fassung: 

„(4) Der Genehmigung nach Absatz 1 bedarf eine 
ausländische juristische Person nicht, wenn sie nach 
dem Versicherungsaufsichtsgesetz oder nach dem 
Gesetz über das Kreditwesen der Aufsicht unter-
liegt." 

(20) Die Makler- und Bauträgerverordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 11. Juni 1975 
(BGBl. I S. 1351), geändert durch Artikel 4 der Ver-
ordnung vom 28. November 1979 (BGBl. I S. 1986), 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „vom 10. Juli 
1961 (Bundesgesetzbl. I  S. 881), zuletzt geändert 
durch das Zuständigkeitsanpassungs-Gesetz 
vom 18. März 1975 (Bundesgesetzbl. I S. 705)," ge-
strichen und die Worte „Gesetz über die Beauf-
sichtigung der privaten Versicherungsunterneh-
mungen vom 6. Juni 1931 (Reichsgesetzbl. I 
S. 315), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Än-
derung des Gesetzes über die Beaufsichtigung 
der privaten Versicherungsunternehmungen 
vom 20. Dezember 1974 (Bundesgesetzbl. I 
S. 3693)," durch das Wort „Versicherungsauf-
sichtsgesetz" ersetzt. 

2. In § 2 Abs. 3 Nr. 1 werden die Worte „Gesetz über 
die Beaufsichtigung der privaten Versicherungs-
unternehmungen" durch das Wort „Versiche-
rungsaufsichtsgesetz" ersetzt. 

(21) Im Gesetz über das Kreditwesen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 3. Mai 1976 (BGBl. I 
S. 1121), zuletzt geändert durch Artikel 72 des Geset-
zes vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3341), werd en 
in § 20 Abs. 3 Nr. 1 die Worte „des Gesetzes über die 
Beaufsichtigung der privaten Versicherungsunter-
nehmungen" durch die Worte „des Versicherungs-
aufsichtsgesetzes" ersetzt. 

(22) § 14 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes über Bauspar-
kassen vom 16. November 1972 (BGBl. I S. 2097), zu-
letzt geändert durch Artikel 3 § 5 des Gesetzes vom 
24. März 1976 (BGBl. I S. 725), erhält folgende Fas-
sung: 
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(18) unverändert 

(19) unverändert 

(20) unverändert 

(21) Im Gesetz über das Kreditwesen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 3. Mai 1976 (BGBl. I 
S. 1121), geändert durch Artikel 72 des Gesetzes vom 
14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3341), werden in § 20 
Abs. 3 Nr. 1 die Worte „des Gesetzes über die Beauf-
sichtigung der privaten Versicherungsunterneh-
mungen" durch die Worte „des Versicherungsauf-
sichtsgesetzes" ersetzt. 

(22) unverändert 
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„Die Rechte und Pflichten der übertragenden Bau-
sparkasse aus den Bausparverträgen gehen mit der 
Genehmigung auch im Verhältnis zu den Bauspa-
rern auf die übernehmende Bausparkasse über; 
§ 415 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist nicht anzu-
wenden." 

(23) Im Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen 
Altersversorgung vom 19. Dezember 1974 (BGBl. I 
S. 3610) werden in § 14 Abs. 1 die Worte „des Geset-
zes über die Beaufsichtigung der privaten Versiche-
rungsunternehmungen" durch die Worte „des Versi-
cherungsaufsichtsgesetzes" ersetzt. 

Artikel 3 

Neufassung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 

Der Bundesminister der Finanzen kann den Wort-
laut des Versicherungsaufsichtsgesetzes in der nach 
diesem Gesetz geltenden Fassung im Bundesgesetz-
blatt bekanntmachen und dabei das Wort „Unter-
nehmung" und seine Zusammensetzungen durch 
das Wort „Unternehmen" und seine Zusammenset-
zungen ersetzen sowie das Satzgefüge hieran anpas-
sen. 

Artikel 4 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund des Versicherungsaufsichtsgesetzes in der je-
weils geltenden Fassung erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsge-
setzes. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(23) unverändert 

Artikel 3 

Neufassung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 

Der Bundesminister der Finanzen kann den Wort-
laut des Versicherungsaufsichtsgesetzes in der nach 
diesem Gesetz geltenden Fassung im Bundesgesetz-
blatt bekanntmachen und dabei das Wort „Unter-
nehmung" und seine Zusammensetzungen durch 
das Wort „Unternehmen" und seine Zusammenset-
zungen ersetzen sowie das Satzgefüge hieran anpas-
sen. Er kann dabei ferner 

1. in § 90 Abs. 2, § 91 Abs.1, § 92 Abs. 3 und § 101 
Abs. 3 die Bezeichnung „Reichswirtschaftsmini-
ster" durch die Bezeichnung „Bundesminister 
der Finanzen", 

2. in § 90 Abs. 3, § 91 Abs. 1, § 92 Abs. 1, § 101 Abs. 1, 
3 und 4, §§ 102, 103 Abs. 1, § 110 Abs. 1 und 2, 
§§ 150 und 152 die Bezeichnung „Reichsauf-
sichtsamt" durch die Bezeichnung „Bundesauf-
sichtsamt" und 

3. in § 101 Abs. 4 die Bezeichnung „Reichshaupt-
kasse" durch die Bezeichnung „Bundeshaupt-
kasse" 

ersetzen. 

Artikel 4 

unverändert 

Artikel 5 

unverändert 
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Bericht der Abgeordneten Rapp (Göppingen) und Dr. von Wartenberg 

I. Allgemeines 

1. 

Der Gesetzentwurf — Drucksache 9/1493 — wurde 
in der 97. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
29. April 1982 an den Finanzausschuß federführend 
und an den Ausschuß für Wirtschaft und an den 
Haushaltsausschuß zur Mitberatung überwiesen. 

Der Finanzausschuß hat den Gesetzentwurf am 12. 
und 26. Mai, am 23. Juni und 1. Dezember 1982 bera-
ten und am 24. November 1982 gemeinsam mit dem 
Ausschuß für Wirtschaft eine nichtöffentliche Anhö-
rung durchgeführt; ferner hat der Finanzausschuß 
aus Anlaß der Beratungen das Bundesaufsichtsamt 
für das Versicherungswesen in Berlin zu einem Er-
fahrungsbericht und Meinungsaustausch über die 
Vorlage am 26. Mai 1982 besucht. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat seine Mitberatung 
am 23. Juni und 1. Dezember 1982 durchgeführt und 
seine Stellungnahme vom 1. Dezember 1982 abgege-
ben. Sie lautet wie folgt: 

„Der Ausschuß für Wirtschaft schlägt vor, dem 
Deutschen Bundestag Annahme des Gesetzent-
wurfs unverändert nach der Regierungsvorlage zu 
empfehlen. Die Stellungnahme ist einstimmig, zu 
Artikel 1 Nr. 27 (neuer § 81 c Versicherungsauf-
sichtsgesetz) mit Mehrheit, beschlossen worden." 

Der Haushaltsausschuß hat auf Mitberatung und 
Stellungnahme verzichtet. 

2. 

Der Gesetzentwurf dient vor allem der Umsetzung 
der Ersten Richtlinie des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften vom 5. März 1979 zur Koordinie-
rung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften über 
die Aufnahme der Direktversicherung (Lebensversi-
cherung) — ABl. EG Nr. L 63 S. 1 — und der Richtli-
nie des Rates der Europäischen Gemeinschaften 
vom 30. Mai 1978 zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften auf dem Gebiet der Mit-
versicherung auf Gemeinschaftsebene (Mitversiche-
rungsrichtlinie) — ABl. EG Nr. L 151 S. 25. Die Um-
setzung der Lebensversicherungsrichtlinie in deut-
sches Recht macht keine größeren Änderungen des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes erforderlich. Die 
Lebensversicherungsrichtlinie folgt im Aufbau wei-
testgehend der Schadenversicherungsrichtlinie 
etwa für die' Solvabilitätsregelung, so daß auch für 
die Einarbeitung der Lebensversicherungsrichtlinie 
in das Versicherungsaufsichtsgesetz an die Syste-
matik angeknüpft werden kann, die mit der Trans-
formierung der Schadenversicherungsrichtlinie für 
die geltende Fassung des Versicherungsaufsichtsge-
setzes begründet worden ist. Seinerzeit wurde be

-

sonderes Augenmerk darauf gelegt, das Versiche-
rungsaufsichtsgesetz bereits so zu fassen, daß die 
harmonisierten Bestimmungen später soweit wie 
möglich auch für die Lebensversicherung angewen-
det werden. — Bei der Mitversicherungsrichtlinie 
geht es um einen — als Beitrag zum freien Dienstlei-
stungsverkehr über die innergemeinschaftlichen 
Grenzen verstandenen — Verzicht auf Versiche-
rungsaufsicht im Inland über ein ausländisches Ver-
sicherungsunternehmen mit Sitz in einem anderen 
Mitgliedstaat, das sich lediglich an einer Gefahrtra-
gung im Inland beteiligt, soweit es sich um Risiken 
handelt, die nach Art und Umfang die Beteiligung 
mehrerer Versicherer erfordern. Der führende Ver-
sicherer, der die Vertragsbedingungen festlegt, 
bleibt der inländischen Aufsicht weiter unterwor-
fen. 

Der Gesetzentwurf nimmt die Umsetzung der bei-
den Richtlinien zum Anlaß, das Versicherungsauf-
sichtsrecht des Bundes zusammenzufassen, indem 
die öffentlich-rechtlichen Versicherungsunterneh-
men und sonstigen Versicherungseinrichtungen, so-
weit sie im Verordnungswege teilweise unter Versi-
cherungsaufsicht gestellt sind, nunmehr unter Auf-
hebung der Verordnungsbestimmungen in die un-
mittelbare Geltung des Versicherungsaufsichtsge-
setzes einbezogen werden. Diese Rechtsbereinigung 
ist nicht durch den Harmonisierungsauftrag be-
dingt. 

Der Gesetzentwurf nimmt die Lebensversicherungs-
richtlinie schließlich zum Anlaß, ebenfalls über den 
Harmonisierungsauftrag hinaus Regelungen über 
die Funktionsausgliederung (§ 5 Abs. 3 Nr. 4), zur 
Mißbrauchsbekämpfung bei verbundenen Unter-
nehmen im Fall überhöhter Verrechnungspreise 
(§ 53 d) und zur Bemessung der Rückgewährquote 
aus den an die Versicherungsnehmer weiterzuge-
benden Zins- und Sterblichkeitsgewinnen der Le-
bensversicherungsunternehmen (§ 81 c) einzufügen. 

3.  

Finanzausschuß und Ausschuß für Wirtschaft haben 
eine nichtöffentliche Anhörung durchgeführt, bei 
der folgende Sachverständige, Verbände und Insti-
tutionen Gelegenheit hatten, ihren Standpunkt vor-
zutragen: 

Professor Dr. Diederich (Universität Mainz) 
Professor Dr. Farny (Universität zu Köln) 
Professor Dr. Gärtner (Freie Universität Berlin) 
Professor Dr. Helten (Universität Mannheim) 
Professor Dr. von Hippel (Max-Planck-Institut) 
Professor Dr. Klingmüller (Universität zu Köln) 
Professor Dr. Seuss (Universität Frankfurt) 
Professor Dr. Zacher (Max-Planck-Institut) 
Professor Dr. Heubeck 
Professor Dr. Lorenz (Universität Mannheim) 
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Fachjournalist Surminski 
Gesamtverband der Deutschen Versicherungs-
wirtschaft 
Verband der Lebensversicherungs-Unternehmen 
Bundesverband der gemeinwirtschaftlichen 
Unternehmen 
Bundesverband der Deutschen Industrie 
Stiftung Warentest 
Arbeitsgemeinschaft der Verbraucher 
Bund der Versicherten 
Deutscher Beamtenbund 
Deutscher Gewerkschaftsbund 
Deutsche Angestellten-Gewerkschaft 
Bundesverband Deutscher Versicherungskauf-
leute 
Deutscher Versicherungs-Schutzverband 
Christlicher Gewerkschaftsbund Deutschlands 
Verein Deutscher Versicherungs-Makler 
Bundesaufsichtsamt für das Versicherungswe-
sen. 

Der Finanzausschuß hat zusammen mit dem Aus-
schuß für Wirtschaft den angehörten Personen und 
Institutionen folgende Themenschwerpunkte vorge-
geben: 

— Sollte der Versicherungsaufsicht ein zusätzliches 
Instrument zur Einwirkung auf die Überschuß-
beteiligung der Lebensversicherungsunterneh-
men an die Hand gegeben werden? 

— Sollten der Versicherungsaufsicht zusätzliche 
Eingriffsrechte sowie Maßstäbe für Eingriffe ge-
geben werden, wenn ein Versicherungsunterneh-
men Leistungen eines verbundenen Unterneh-
mens in Anspruch nimmt, das nicht Versiche-
rungsunternehmen ist? 

Diese Fragen wurden noch untergliedert in: 

— Verbraucherschutz 

— Verbraucherschutzfunktion des Bundesauf

-

sichtsamtes für das Versicherungswesen 

— Ombudsmann der Versicherten 

— Schiedsstelle der Versicherungswirtschaft 
nach ausländischem Vorbild 

— Prämienwettbewerb und Markttransparenz 

— Anlagepolitik der Versicherungsunternehmen 

— Wie kann eine Anlagepolitik erreicht werden, 
die gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen 
und den Interessen der Versicherten gerecht 
wird? 

— Sollten Mitwirkungsmöglichkeiten der Versi-
cherungsnehmer (Anlagebeirat) bei den anla-
gepolitischen Entscheidungen ihres Versiche-
rungsunternehmens geschaffen werden? 

— Überschußverwendungspolitik bei den Lebens-
versicherungsunternehmen 

— Zins- und Risikoüberschußbemessung 

— Kostenpolitik 

— Gewinnverlagerung 

— Reichen die Regelungen der VAG-Novelle 
aus, die Gewinnverlagerungsmöglichkeiten 

bei verbundenen Unternehmen z. B. durch 
Dienstleistungsverträge und Funktionsaus-
gliederungen zu verhindern? 

Als Ergebnis der Anhörung stellte der Ausschuß 
fest, daß die vorgeschlagene Regelung für Verrech-
nungspreise in Konzernen bei Dienstleistungen von 
Nicht-Versicherern an Versicherungsunternehmen 
weit überwiegend — wenn auch mit unterschiedli-
cher Akzentuierung — die Zustimmung der Sach-
verständigen und Verbände gefunden hat, während 
bei äußerst differenzierten Stellungnahmen zur 
Rückgewährquote die Haltung der Sachverständi-
gen und Verbände eher gegen die Regelung sprach, 
als daß sich uneingeschränkte Befürwortung erge-
ben hätte. 

Im einzelnen lassen sich die Stellungnahmen wie 
folgt zusammenfassen: 

Zu Artikel 1 Nr. 17 (§ 53 d) 

Zustimmend äußerten sich die Wirtschaftsverbände, 
der Deutsche Gewerkschaftsbund und die sachver-
ständigen Professoren Dr. Diederich, Dr. Farny, 
Dr. Helten, Dr. Klingmüller und Dr. Heubeck, Pro-
fessor Dr. Diederich aber insoweit differenziert, als 
er die vorgesehene Regelung zwar grundsätzlich für 
ausreichend erachtete, die jährliche Mitteilung der 
Aufwendungen und ihrer Berechnung allerdings für 
entbehrlich hielt und zur Streichung empfahl; zu-
mindest sollte diese Regelung auf Fälle beschränkt 
werden, in denen Marktpreise als Vergleichsmaß-
stab nicht zur Verfügung stehen. Der Bundesver-
band der gemeinwirtschaftlichen Unternehmen e. V. 
äußerte rechtspolitische Bedenken gegen die Um-
schreibung des Kreises der Nicht-Versicherungsun-
ternehmen, wenn dabei über die verbundenen Un-
ternehmen im Sinne des Aktienrechts hinausge-
hend weitere Unternehmen einbezogen würden. Ab-
lehnend äußerte sich der Sachverständige Professor 
Dr. Lorenz, obwohl er zugleich die Regelung als dem 
Regelungsbedarf angemessen bewertete, indem er 
in den erweiterten Aufsichtsbefugnissen u. a. eine 
Gefährdung des sogenannten Drei-Säulen-Prinzips 
der Daseinssicherung (Sozialversicherung, private 
Lebensversicherung, betriebliche Altersversorgung) 
befürchtete. Während Professor Dr. Gärtner eine 
wesentliche verbraucherpolitisch relevante Fortent-
wicklung in §§ 53d, 81 Abs. 4 b nicht erkannte und es 
für im Ergebnis gleichgültig hielt, ob die Neuerung 
komme oder unterbleibe, äußerte Professor Dr. von 
Hippel die Erwartung, daß von ihm mit einer Formu-
lierungshilfe angeregte Sanktionen für den Fall des 
Verstoßes doch zu einer verbraucherorientierten 
Wirkung der Regelung führen würden. 

Zu Artikel 1 Nr. 27 (§ 81 c) 

Zustimmend äußerten sich auf Verbandsseite der 
Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirt-
schaft, der Verband der Lebensversicherungs-Un-
ternehmen, der Deutsche Versicherungs-Schutzver-
band und die Deutsche Angestellten-Gewerkschaft. 
Auf seiten der Sachverständigen stimmten die Pro- 
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fessoren Dr. Farny und Dr. Klingmüller der Rege-
lung zu. 

Den überwiegend ablehnenden Stellungnahmen lie-
gen unterschiedliche Ansatzpunkte zugrunde: 

Als zu zaghaft und deshalb auch unzureichend be-
werteten der Sachverständige Professor Dr. von 
Hippel und als Verbraucherschutzverband der Bund 
der Versicherten die ihnen nicht weitgehend genug 
erscheinende Sicherung der Überschuß-Rückge-
währ. Während Professor Dr. von Hippel die Fest-
schreibung bestimmter Vomhundertsätze für Ko-
sten als Obergrenze für eine Saldierung mit den er-
zielten Erträgen bzw. für eine Mindestverzinsung 
der Anlagen forderte und damit auf dem Boden des 
geltenden Systems blieb, hielt der Bund der Versi-
cherten eine völlige Neukonzeption des Versiche-
rungswesens für erforderlich (Versicherungsprämie 
als Preis, dessen Aufteilung in Risiko- und Sparan-
teil einerseits und in einen Anteil für die Unterneh-
mensdienstleistungen einschließlich Marge ande-
rerseits für Transparenz sorgen müsse). Professor 
Dr. Gärtner hielt die Regelung weder für nützlich 
und nötig, da sie lediglich vorhandene Instrumenta-
rien einsetze, noch für schädlich; grundsätzlich ver-
trat er jedoch die Auffassung, daß man die Gewähr-
leistung der finanziellen Belange der Lebensversi-
cherten, wenn sie durch gesetzgeberische und admi-
nistrative Maßnahmen gesichert werden sollte, in 
ihren zahlreichen Aspekten systematisch angehen 
müßte, während die vorgesehene Regelung mit ei-
nem sekundären und fragwürdigen Detail beginne, 
das neue Zweifelsfragen aufwerfe. Professor Dr. Lo-
renz lehnte die Regelung mit denselben Erwägun-
gen wie die Konzernverrechnungspreisregelung ab. 
Die Professoren Dr. Diederich, Dr. Heubeck, Dr. Hel

-

ten, der Fachjournalist Surminski und — im Sinne 
des Verbraucherschutzes — auch der Deutsche Ge-
werkschaftsbund lehnten die Regelung als ungeeig-
netes Instrument ab. Der Deutsche Gewerkschafts-
bund befürwortete eine eingehendere Prüfung 
durch eine neu zu schaffende Kommission. Diese 
Stellungnahmen bestritten u. a. die Aussagekraft 
von nur einem Wert für die Beurteilung eines Versi-
cherungsunternehmens. Der Verbraucherschutz 
werde nicht durch mehr Markttransparenz gewin-
nen, wenn die aufsichtsinterne Rückgewährquote in 
der Öffentlichkeit als Beurteilungsmaßstab für die 
Qualität eines Unternehmens kursiere, ohne daß an-
dere Komponenten kritisch einbezogen sind. Die 
Stellungnahmen befürchteten ferner, das Anlage-
verhalten der Unternehmen könne aus Sorge vor ne-
gativen Folgen am Markt die möglicherweise nur 
kurzfristige Rentabilität der Anlage über den Ge-
sichtspunkt der dauerhaften Anlagesicherheit stel-
len und von einer langfristig günstigen Anlagemi-
schung abrücken. Herr Surminski schlug statt des-
sen ein Saldierungsverbot der außerrechnungsmä-
ßigen Kosten mit Zins- und Risikoüberschüssen als 
die zweckmäßigere Lösung vor. Professor Dr. Heu

-

beck hielt für den Fall, daß die Regelung verwirk-
licht werde, zumindest eine Festschreibung be-
stimmter Vomhundertsätze als „Schwelle" für auf-
sichtsbehördliche Eingriffe für notwendig. 

Für weitere Einzelheiten wird auf das Stenographi-
sche Protokoll Bezug genommen. 

4. 

Bei seinen Beratungen ging der Ausschuß einmütig 
davon aus, daß die in Verhandlungen auf Gemein-
schaftsebene erzielten Richtlinienergebnisse, die 
sich als europäische Lösung durchgesetzt haben, in 
das nationale Versicherungsaufsichtsgesetz zu 
übernehmen sind. Im Vordergrund der Ausschußbe-
ratungen standen daher die nicht vom Harmonisie-
rungsauftrag veranlaßten Maßnahmen der Rechts-
bereinigung und zur Fortentwicklung des Versiche-
rungsaufsichtsrechts. 

Während die Aufhebung der Verordnung über die 
Durchführung der Verordnung zur Vereinheitli-
chung der Versicherungsaufsicht vom 22. Juni 1943 
(RGBl. I S. 363) und die Übernahme ihres materiel-
len Gehalts in das Versicherungsaufsichtsgesetz 
statt ihrer erneuten Änderung als Rechtsbereini-
gung allseits begrüßt, die Einbeziehung der öffent-
lich-rechtlichen Versicherungsunternehmen und 
der sonstigen Versicherungseinrichtungen in das 
Versicherungsaufsichtsgesetz für richtig gehalten 
wurde, verlief die Meinungsbildung über die übrigen 
Regelungsbereiche einer Fortentwicklung des 
Rechts der Versicherungsaufsicht mit Ziel auf mehr 
Verbraucherschutz und Eingriffsmöglichkeiten zu-
nächst kontrovers, sieht man davon ab, daß gegen 
eine ausdrückliche Regelung der Funktionsausglie-
derung (§ 5 [n. F.] und § 13 Abs. 2 a [neu]) keine Be-
denken laut wurden. 

In Zweifel gezogen wurde von einzelnen Mitgliedern 
des Ausschusses, ob es zweckmäßig sei, die Versi-
cherungsaufsicht über die Gewinnverteilung der Le-
bensversicherungsunternehmen wachen zu lassen 
und den Fall von unangemessen hohen Verrech-
nungspreisen, mit denen verbundene Unternehmen 
Gewinnverlagerungen vornehmen könnten, als ei-
nen Tatbestand des Eingreifens der Aufsichtsbe-
hörde gesetzlich festzuschreiben. Anderen Stimmen 
bei der zunächst kontroversen Meinungsbildung 
schienen diese aufsichtsamtlichen Ordnungsmittel, 
die auch einzelne Hearingsteilnehmer als zu zaghaft 
oder als isoliertes Vorgehen bewertet hatten, dage-
gen nicht wirksam genug, um das Problem der Betei-
ligung an den beträchtlichen Zins- und Sterblich-
keitsgewinnen der Lebensversicherungswirtschaft 
verbraucherfreundlich genug zu lösen. Diese Stim-
men bezweifelten mit den entsprechenden Vorbe-
halten der angehörten Sachverständigen Professo-
ren Dr. Diederich, Dr. Gärtner, Dr. von Hippel, Dr. 
Lorenz, Dr. Helten, Dr. Heubeck und des Fachjour-
nalisten Surminski, daß die vom Branchendurch-
schnitt bei Zins- und Sterblichkeitsgewinnen be-
stimmte Rückgewährquote eine Überschußbeteili-
gung der Versicherungsnehmer gewährleiste, die 
den Verbraucherschutzanforderungen voll genüge. 
Diese Zweifel waren auch Inhalt einer dem Aus-
schuß vorliegenden Petition. Ansatz der Kritik war 
vor allem der Hinweis, daß unterdurchschnittliche 
Rückgewähr nur in krassen Fällen als Mißbrauchs-
tatbestand gelten könne, im übrigen aber das durch-
schnittliche Verhalten der Wettbewerber durch 
§ 81 c (neu) zur Norm erhoben werde, ohne daß die 
Rückgewährquote ein eindeutiger Maßstab für die 
Leistungsstärke und Verbraucherfreundlichkeit der 
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Anbieter sei noch dafür Anhaltspunkte enthalte, ob 
die Belange der Versicherten ausreichend gewahrt 
werden. 

Bei seiner Entscheidung, der Vorlage auch bezüglich 
§ 81 c (neu) zu folgen, ließ sich der Ausschuß im Er-
gebnis von der Erwägung leiten, daß § 81 c (neu) nur 
eine besondere Ausformung des Grundsatzes des 
§ 81 Abs. 2 ist, wonach die Aufsichtsbehörde Miß-
stände zu beseitigen hat, die die Belange der Versi-
cherten gefährden. Es ist ausdrücklich im Gesetzes-
text vorgesehen, daß neben § 81 c die allgemeine Vor-
schrift des § 81 Abs. 2 unberührt bleibt, so daß in an-
deren Fällen, in denen die Voraussetzungen des 
§ 81 c nicht vorliegen, ein Eingreifen der Aufsichts-
behörde nicht ausgeschlossen ist. Alles in allem ging 
der Ausschuß einmütig davon aus, daß § 81 c (neu) 
eine in sich geschlossene und für die Versicherungs-
aufsicht bei aller Kompliziertheit doch handhabbare 
Regelung ist, die gegebenenfalls ergänzt werden 
muß. 

Als einen Teilaspekt der Kostenpolitik hielt der Aus-
schuß im Kontext mit der Überschußbeteiligung 
auch an § 53 d (neu) fest und sah im Ergebnis in den 
Vorschriften über die Verrechnungspreise im Kon-
zern bei Verträgen über Dienstleistungen einen 
Schritt in die richtige Richtung, wenn der Grundsatz 
des Fremdverhaltens ausdrücklich festgeschrieben 
ist und darüber hinaus bei solchen Verträgen Aus-
kunfts- und Eingriffsrechte der Aufsichtsbehörde 
auch gegenüber verbundenen Unternehmen be-
gründet werden, die ihrerseits keine Versicherer 
sind (§ 81 Abs. 4 n. F. und § 83 Abs. 2 a). 

Der Ausschuß folgte mit der Beschlußempfehlung 
auch dem mitberatenden Votum des Ausschusses 
für Wirtschaft. 

Im Zuge seiner Beratungen hat der Ausschuß ein-
mütig zahlreiche Änderungsanregungen aufgegrif-
fen, die Druckfehler der Vorlage berichtigen oder 
sonst redaktioneller Natur sind. Insoweit wird auf 
die Einzelbegründung verwiesen. 

5. 

Die aus Anlaß der nichtöffentlichen Anhörung im 
Umfeld mit den von der Vorlage aufgegriffenen ver-
braucherschutzorientierten Aufsichtsbefugnissen 
ebenfalls diskutierten Fragen hat der Ausschuß bei 
diesem Gesetzgebungsvorhaben nicht weiter ver-
folgt. Es waren insbesondere die Themen: „Ombuds-
mann der Versicherten", „Schiedsstelle der Versi-
cherungswirtschaft nach ausländischem Vorbild", 
ferner die Fragen nach mehr Prämienwettbewerb 
und Markttransparenz, nach einer den gesamtwirt-
schaftlichen Erfordernissen und den Interessen der 
Versicherten gerechter werdenden Anlagepolitik so-
wie nach Mitwirkungsmöglichkeiten der Versiche-
rungsnehmer bei den anlagepolitischen Entschei-
dungen ihres Versicherungsunternehmens bei-
spielsweise durch einen Anlagebeirat. Auch inso-
weit wird nach Auffassung von einigen Ausschuß-
mitgliedern der SPD-Fraktion zu gegebener Zeit auf 
diese Probleme und das Ergebnis, das die nichtöf-
fentliche Anhörung hierzu erbracht hat, zurückzu-
kommen sein. 

Während sich namentlich der Bund der Versicher-
ten entschieden für eine Ombudsstelle, mit der 
gleichzeitig eine Schiedsstelle für streitige Scha-
densfälle verbunden werden könnte, aussprach und 
zur Finanzierung einen „Ombudspfennig" je 100 DM 
Beitragseinnahmen vorschlug, sahen die übrigen 
Vertreter aus dem Bereich des Verbraucherschutzes 
entweder keinen akuten Anlaß, die Fragen eines 
Ombudsmannes aufzugreifen, oder sie standen, wie 
auch die meisten Sachverständigen und die Versi-
cherungswirtschaft, dieser Einrichtung eher skep-
tisch bis ablehnend gegenüber. Der Wert einer 
Schiedsstelle mit streitentscheidender Kompetenz 
wurde in Zweifel gezogen; sie dürfe ohnehin nur bei 
der Sachverhaltsaufklärung mitwirken, nicht aber 
Rechtsfragen entscheiden. Der Schiedsstelle neben 
der ordentlichen Gerichtsbarkeit komme ein Wert 
eher als aufklärendes und vermittelndes Organ zu, 
das im Einzelfall auch Kulanzleistungen vorschla-
gen könne, mit denen Zweifel bei der Sachverhalts-
aufklärung berücksichtigt werden. 

Auch von der Tätigkeit eines Anlagebeirats, der eine 
Mitwirkung der Versicherungsnehmer bei den anla-
gepolitischen Entscheidungen des Versicherungsun-
ternehmens gewährleisten soll, versprachen sich die 
angehörten Sachverständigen, die Versicherungs-
wirtschaft und überwiegend auch die Verbraucher-
schutzverbände kein entscheidend besseres Wirt-
schaften. Der Beirat dürfte keinen größeren Sach-
verstand als das Management der Unternehmen 
mobilisieren können, so daß die Rationalität seiner 
Entscheidungen nicht größer als die der Unterneh-
mensführung sein werde; im Unterschied zur Unter-
nehmensleitung wäre ein Beirat aber für die Trag-
weite seiner Empfehlungen nicht zur Rechenschaft 
zu ziehen, da ihn eine Verantwortung für seine Tä-
tigkeit nicht treffe. Auch würde ein Anlagebeirat im 
Markt nicht rasch genug mitwirken können. 

II. Einzelbegründung 

Zu Artikel 1 Nr. 32 

Die in § 90 Abs. 1 enthaltene Bestimmung über das 
Reichsaufsichtsamt für das Versicherungswesen ist 
durch den inhaltlich Bleichlautenden § 1 des Geset-
zes über die Errichtung eines Bundesaufsichtsamtes 
für das Versicherungswesen überholt und kann ge-
strichen werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 44 

Auch § 131, der als Übergangsbestimmung durch das 
Gesetz über den Abschluß der Sammlung des Bun-
desrechts nicht aufgehoben wurde, ist durch Zeitab-
lauf gegenstandslos und kann aufgehoben werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 45 

Die im Regierungsentwurf vorgesehene Frist bis 
zum 31. Dezember 1982 soll wegen der inzwischen 
vergangenen Zeit um ein Jahr verlängert werden. 
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Zu Artikel 1 Nr. 51 

Im Zitat des Nordatlantikvertrages wird üblicher-
weise auch die Fundstelle des Ratifizierungsgeset-
zes angegeben. 

Zu Artikel 1 Nr. 56 

Im Verschmelzungsrichtlinie-Gesetz vom 25. Okto-
ber 1982 (BGBl. I S. 1425) ist bereits eine neue Be-
stimmung für § 158 VAG enthalten. Die im Regie-
rungsentwurf eines Vierzehnten Gesetzes zur Ände-
rung des VAG vorgesehenen §§ 158 und 159 sollen 
hieran anschließen und als neue §§ 159 und 160 in 
das VAG eingefügt werden. 

Zu Artikel 2 Abs. 4 

Berichtigung eines Druckfehlers. 

Zu Artikel 2 Abs. 12 und 21 

Berichtigung von Fundstellen. 

Zu Artikel 2 Abs. 9, 13, 14, 15, 16 und 19 

Anpassung der Fundstellen an die inzwischen einge-
tretenen Rechtsänderungen. In Absatz 16 darf am 
Ende des aufzuhebenden Textes das Komma nicht 
mit aufgeführt werden, da der nachfolgende Neben-
satz unverändert bleibt. 

Zu Artikel 3 

Nach § 8 BAG treten bei der Anwendung des VAG an 
die Stelle der dort genannten Organe und Einrich-
tungen des Reichs die des Bundes, ohne daß das Ge-
setz förmlich geändert wurde. Um Zweifel auszuräu-
men, erscheint es zweckmäßig, den Bundesminister 
der Finanzen ausdrücklich zu ermächtigen, bei der 
Neubekanntmachung des VAG die Bezeichnung der 
entsprechenden Bundesbehörden zu verwenden. 

Bonn, den 1. Dezember 1982 

Rapp (Göppingen) 	Dr. von Wartenberg 

Berichterstatter 


